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Erläuternder Bericht

1 Ausgangslage
Das Emissionshandelssystem (EHS) begrenzt die Emissionen der treibhausgasintensivsten Industrie-
anlagen. Die Luftfahrt ist ebenfalls in das EHS integriert. Als marktwirtschaftliches Instrument ermöglicht 
das EHS den Teilnehmern, Treibhausgasemissionen dort zu reduzieren, wo dies am kostengünstigsten 
ist. Das Schweizer EHS für Betreiber von stationären Anlagen umfasst im Jahr 2025 93 Industrie- und 
Fernwärmeproduktionsstandorte. Diese sind von der CO2-Abgabe auf Brennstoffe befreit. Das EHS für 
Luftfahrzeugbetreiber umfasst rund 200 Betreiber mit Flügen von der Schweiz in den europäischen Wirt-
schaftsraum und in das Vereinigte Königreich. 

Das Schweizer EHS ist seit dem 1. Januar 2020 mit dem weit grösseren EHS der Europäischen Union 
(EU) verknüpft, so dass Schweizer Teilnehmer vom liquiden und transparenten europäischen CO2-Emis-
sionsmarkt profitieren können und im Wettbewerb vergleichbaren Rahmenbedingungen ausgesetzt sind 
wie ihre europäischen Konkurrenten. Dafür wurde ein bilaterales Abkommen1 zwischen der Schweiz und 
der EU zur Verknüpfung der beiden EHS der Schweiz und der EU geschlossen. Es ist auf eine langfris-
tige Zusammenarbeit ausgerichtet und daher unbefristet. Darin festgehalten ist insbesondere, dass die 
beiden EHS gleichwertig zueinander ausgestaltet werden (Äquivalenzprinzip für Betreiber von Anlagen), 
beziehungsweise identische Regeln aufweisen müssen (Spiegelungsprinzip für die Grundsätze wie Gel-
tungsbereich, Obergrenze der Emissionsrechte und die Regeln der Zuteilung für Betreiber von Luftfahr-
zeugen). Diese Verknüpfung der beiden EHS ist zudem die Grundlage, damit Waren mit Ursprung in der 
Schweiz vom Grenzausgleichsmechanismus der EU (Carbon Border Adjustment Mechanism, EU-
CBAM)2, den die EU im Jahr 2023 eingeführt hat, ausgenommen sind.

Die EU hat Änderungen an ihrem EHS mit Wirkung ab dem Jahr 2026 vorgenommen3, darunter die 
schrittweise Reduktion der kostenlosen Zuteilung von Emissionsrechten an Sektoren wie Zement, Eisen 
und Stahl, Aluminium, Düngemittel, Elektrizität und Wasserstoff. Um die Verpflichtungen aus dem Ab-
kommen auch zukünftig zu erfüllen, hat das Parlament die dafür notwendigen Gesetzes-Anpassungen 
sowie die Kompetenzen des Bundesrats im revidierten CO2-Gesetz4 festgehalten, das seit Januar 2025 
in Kraft ist. Mit dieser Teilrevision der CO2-Verordnung werden nun die detaillierten Regelungen definiert, 
um auch in der Zeit ab 2026 ein mit der EU kompatibles Schweizer EHS mit vergleichbaren Wettbe-
werbsbedingungen weiterzuführen und damit die Verknüpfung sowie die Ausnahme von Waren Schwei-
zer Ursprungs vom EU-CBAM aufrechtzuerhalten.

Die EU führt den EU-CBAM parallel zur Reduktion der kostenlosen Zuteilung von Emissionsrechten in 
den obengenannten Sektoren ein. Da die Pflichten im Rahmen der Teilnahme am EHS die Produktions-
kosten verteuern können, werden unter dem EU-CBAM Abgaben auf dem CO2-Gehalt von aus Drittstaa-
ten importierten Gütern erhoben. Damit will die EU sicherstellen, dass diese Güter demselben CO2-Preis 
unterliegen wie die Güterproduktion innerhalb der EU. So soll die Verlagerung von Emissionen in Länder 
mit weniger strengen klimapolitischen Vorschriften (Carbon Leakage) verhindert werden. 

1 Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europäischen Union zur Verknüpfung ihrer jeweiligen Systeme für den 
Handel mit Treibhausgasemissionen, SR 0.814.011.268

2 Für Informationen zum EU-CBAM vgl. https://taxation-customs.ec.europa.eu/carbon-border-adjustment-mechanism
3 Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 über ein System für den Handel mit Treibhausgase-

missionszertifikaten in der Union und zur Änderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates, ABl. L 275 vom 25.10.2003, S. 32; zuletzt geändert 
durch Verordnung (EU) 2024/795, ABl. L, 2024/795, 29.02.2024.

4 SR 641.71

https://taxation-customs.ec.europa.eu/carbon-border-adjustment-mechanism
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Diese Vorlage beschränkt sich auf Anpassungen zur Weiterentwicklung des EHS, äquivalent zu jener in 
der EU. Das Parlament prüft zurzeit im Rahmen der Parlamentarischen Initiative 21.432 mögliche ge-
setzliche Grundlagen für ein CO2-Grenzausgleichssystem.

Neben den Änderungen im EHS für Betreiber von Anlagen in der Industrie werden in der Vorlage noch 
weitere kleinere Anpassungen vorgenommen. Im Bereich EHS Luftfahrt kennt die EU seit 2024 ein Sys-
tem zur Unterstützung des Verbrauchs von erneuerbaren und emissionsarmen Flugtreibstoffen. Im Hin-
blick auf die Einführung der Pflicht zur Beimischung dieser Flugtreibstoffe für Treibstoffanbieter gemäss 
dem revidierten CO2-Gesetz5 soll nun auch im EHS der Schweiz auf der Abnehmerseite der Verbrauch 
dieser Treibstoffe unterstützt werden. Der Unterstützungsmechanismus orientiert sich an demjenigen 
der EU und sichert so vergleichbare Wettbewerbsbedingungen. Zudem erhalten bestimmte Unterneh-
men mit einer Verminderungsverpflichtung neu die Möglichkeit, den Mindestwert von 2.25 Prozent zu 
reduzieren. Ein Gesuch hierfür können Unternehmen stellen, bei welchen u.a. ein wesentlicher Anteil 
ihrer Emissionen durch die Nutzung von Hochtemperaturprozesswärme verursacht wird. 

Weitere punktuelle Anpassungen betreffen die CO2-Emissionsvorschriften für schwere Fahrzeuge, die 
Anrechnung von Emissionsminderungen in Wärmenetzen im Rahmen der Kompensationspflicht für 
Treibstoffimporteure, die Angabe von Emissionen in Flugangeboten sowie die Informations- und Doku-
mentationssysteme im Vollzug.

2 Grundzüge der Vorlage
Im Folgenden werden die wichtigsten Grundzüge der Vorlage dargestellt. Die artikelspezifischen Erläu-
terungen zu allen Änderungen folgen in Ziffer 3.

2.1 CO2-Emissionsvorschriften für Neufahrzeuge
Die CO2-Zielwerte für schwere Fahrzeuge wurden per 2025 neu eingeführt. Als schwere Fahrzeuge un-
ter der CO2-Verordnung gelten beispielsweise Lastwagen und Sattelschlepper mit einem Gewicht von 
über 16 Tonnen. Nun wird der Geltungsbereich dieser Regelung angepasst, um mehr Klarheit zu schaf-
fen und die Konsistenz mit der EU-Regelung sowie die konsequente Reduktion der CO2-Emissionen 
sicherzustellen.

Weiter werden die Referenzleergewichte zur Berechnung der individuellen Zielvorgabe der Importeure 
für das Referenzjahr 2026 für Personenwagen und leichte Nutzfahrzeuge ergänzt. Zudem werden die 
zu entrichtenden Sanktionsbeträge pro Gramm CO2 pro Kilometer Zielwertüberschreitung für Personen-
wagen und leichte Nutzfahrzeuge sowie die Sanktionsbeträge in Gramm CO2 pro Tonnenkilometer für 
schwere Fahrzeuge für das Referenzjahr 2026 in die Verordnung aufgenommen. Diese Aktualisierung 
der Referenzleergewichte und der Sanktionsbeträge liegt in Kompetenz des Departements für Umwelt, 
Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK), erfolgt regelmässig und muss nicht vernehmlasst werden 
(Art. 135 Bst. c und cbis CO2-Verordnung). Aus Effizienzgründen wurden die Änderungen in die laufende 
Verordnungsrevision integriert.

2.2 Emissionshandel für Betreiber von Anlagen

5 SR 641.71
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Das EHS für Betreiber von Anlagen wird im Einklang mit den Regeln im EHS der EU weiterentwickelt. 
Mit dieser Teilrevision werden insbesondere die dazu notwendigen Anpassungen der Berechnungsre-
geln für die Ansprüche auf eine Zuteilung von kostenlosen Emissionsrechten vorgenommen. Dabei sind 
für den Zeitraum 2026-2030 die folgenden Änderungen vorzusehen:

Benchmarks: Die Zuteilung von kostenlosen Emissionsrechten für Betreiber von Anlagen orientiert sich 
weiterhin insbesondere am treibhausgaseffizienten Betrieb von Referenzanlagen. Dieser wird durch 
Benchmarks für die Herstellung bestimmter Produkte, den Wärmeverbrauch, den Brennstoffeinsatz und 
einem Ansatz für nicht-vermeidbare Prozessemissionen definiert. Die Benchmarks werden basierend 
auf den Produktionsdaten der zehn Prozent treibhausgaseffizientesten Produzenten im EU-Raum fest-
gelegt. Um den technologischen Fortschritt abzubilden, werden diese Benchmarks für den Zeitraum 
2026-2030 angepasst. Die EU hat dazu eine umfangreiche Datenerhebung durchgeführt und wird die 
neuen Benchmarkwerte voraussichtlich im Jahr 2025 veröffentlichen. Aus den von der EU festgelegten 
Bandbreiten für die Anpassung der Benchmarks ergibt sich je nach Sektor eine Reduktion um zwi-
schen 3 und rund 50 Prozent gegenüber den Benchmarks der Jahre 2021-2025. Die Schweiz wird diese 
Benchmarks ab dem Jahr 2026 übernehmen. Falls sie vor Verabschiedung dieser Verordnung per 1. Ja-
nuar 2026 durch den Bundesrat noch nicht definitiv festgelegt wurden, wird das UVEK die entsprechen-
den Werte im Verlauf des Jahres 2026 in den Anhang der Verordnung aufnehmen.

Nutzung von Wärme aus Strom: Für die Nutzung von Wärme, die aus Strom erzeugt wurde, soll neu, 
wie im EHS der EU, eine Zuteilung von kostenlosen Emissionsrechten gewährt werden. Dies schafft 
Planungssicherheit bezüglich der langfristigen Elektrifizierung von industriellen Prozessen und bietet zu-
sätzliche Anreize zur Nutzung von Wärmepotentialen.

Reduktion der kostenlosen Zuteilung für die Herstellung von CBAM-Waren: Die Zuteilung von kostenlo-
sen Emissionsrechten für die Produktion von ausgewählten Waren, darunter Zement, Eisen und Stahl, 
Aluminium, wird im EHS der EU ab dem Jahr 2026 schrittweise reduziert. Diese Regelung wird von der 
Schweiz übernommen. Sie stellt eine Bedingung für die Aufrechterhaltung der Verknüpfung des Schwei-
zer EHS mit jenem der EU dar und somit auch für die generelle Ausnahme von Waren mit Ursprung in 
der Schweiz vom EU-CBAM. Die vorliegende Teilrevision definiert die Reduktion der Zuteilungsrate bis 
2030, bis dahin wird die Zuteilung knapp halbiert.

Individuelle Treibhausgaseffizienz: Wie in Artikel 19 Absatz 4 des CO2-Gesetzes vorgesehen, soll die 
Zuteilung kostenloser Emissionsrechte reduziert werden, wenn die individuelle Treibhausgaseffizienz 
eines Betreibers von Anlagen ungenügend ist – dies vergleichbar zu den Regelungen im EU EHS.

Da die Schweiz mit dem Energiegesetz vom 30. September 20166  (EnG) und insbesondere mit dem 
Instrument der Zielvereinbarungen mit dem Bund7 bereits über ein etabliertes System zur Bemessung 
der Energie- und Treibhausgaseffizienz von Unternehmen verfügt, wird diesbezüglich darauf abgestützt. 
Betreibern von Anlagen, die eine Vereinbarung basierend auf den Vorschriften nach Artikel 46 EnG ab-
schliessen und diese nicht einhalten, wird die Zuteilung von kostenlosen Emissionsrechten um 20 Pro-

6 SR 730.0
7 Für Informationen zum Thema Zielvereinbarungen zur Steigerung der Energieeffizienz und Verminderung der CO2-Emissionen 

vgl. www.zv-energie.admin.ch

http://www.zv-energie.admin.ch/
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zent gekürzt. Es sei denn, es besteht ein Fahrplan nach Artikel 5 des Bundesgesetzes vom 30. Septem-
ber 20228 über die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und die Stärkung der Energiesicherheit (KlG) 
und die darin vorgesehenen Massnahmen wurden umgesetzt.

Jährliche Anpassung der Zuteilung von kostenlosen Emissionsrechten: Eine Anpassung der Menge der 
kostenlos zuzuteilenden Emissionsrechte wird weiterhin jährlich geprüft, wenn sich die sogenannte Ak-
tivitätsrate – also die Produktionsmenge oder der Energieverbrauch eines Unternehmens – oder weitere 
Berechnungsparameter deutlich verändern.

Die entsprechenden Regelungen werden angepasst, um die Auswirkungen einer geänderten Energie-
effizienz angemessen zu berücksichtigen und weiterhin vergleichbare Regeln wie im EHS der EU zu 
gewährleisten.

Teilrückerstattung der CO2-Abgabe für Betreiber von fossil-thermischen Kraftwerken: Der Mindestpreis 
für die Rückerstattung der CO2-Abgabe für Betreiber von fossil-thermischen Kraftwerken richtet sich wei-
terhin nach dem Mittelwert der externen Kosten abzüglich der Auktionskosten für die abgegebenen 
Emissionsrechte. Neu wird für die Ermittlung der externen Kosten der Klimakostensatz (auch social cost 
of carbon SCC genannt) verwendet, welcher die Kosten des Ausstosses von Treibhausgasen und somit 
die Schadenskosten ausweist. Da der neue Kostenansatz deutlich höher als der bisherige Satz liegt, 
entfällt die Rückerstattung der CO₂-Abgabe für fossil-thermische Kraftwerke voraussichtlich.

Die Reservekraftwerke sind von dieser Änderung nicht direkt betroffen, da der Teil der CO2-Abgabe, der 
nicht durch das BAZG zurückerstattet wird, gemäss der Winterreserveverordnung (WResV)9 über eine 
Erhöhung des Netznutzungsentgelt finanziert wird.

2.3 Emissionshandel für Betreiber von Luftfahrzeugen
Seit 2024 unterstützt die EU Luftfahrzeugbetreiber finanziell beim Einsatz erneuerbarer oder emissions-
armer Flugtreibstoffe – unabhängig davon, ob diese im Rahmen einer Beimischpflicht oder freiwillig ver-
wendet werden. 

Die Schweiz hat mit dem revidierten CO₂-Gesetz (Art. 19a Abs. 4) die Möglichkeit für eine analoge Re-
gelung geschaffen, um vergleichbare Wettbewerbsbedingungen sicherzustellen. Demnach kann der 
Bundesrat Ausnahmen von der Regel vorsehen, dass ab 2026 keine Emissionsrechte kostenlos zugeteilt 
werden – sofern die kostenlose Zuteilung den Verbrauch erneuerbarer oder emissionsarmer Treibstoffe 
durch Luftfahrzeugbetreiber unterstützt.

Mit der vorliegenden Teilrevision der CO2-Verordnung wird ein entsprechendes Instrument für den Zeit-
raum von 2026 bis 2030 eingeführt. Es ermöglicht einen teilweisen Ausgleich der Mehrkosten, die Luft-
fahrzeugbetreibern beim Einsatz solcher Treibstoffe auf EHS-Flügen entstehen – sei es aufgrund der 
nationalen Beimischpflicht für erneuerbare oder emissionsarme Flugtreibstoffe gemäss Artikel 28g und 
28h des revidierten CO2-Gesetzes, welche ab 2026 gilt, oder bei freiwilliger Betankung. Die Kostendif-
ferenz zwischen diesen Flugtreibstoffen und fossilem Flugtreibstoff wird durch die teilweise kostenlose 
Zuteilung von Emissionsrechten abgefedert. Der Umfang dieser Unterstützung variiert je nach Art des 

8 SR 814.310
9 SR 734.722
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Treibstoffs. So werden zum Beispiel erneuerbare synthetische Flugtreibstoffe am stärksten unterstützt, 
da diese in der Beschaffung am teuersten sind. 

Die hier dargelegten Ausführungsbestimmungen konkretisieren das Instrument und orientieren sich eng 
am entsprechenden System im EHS der EU. Durch die beschriebenen Neuerungen werden weniger 
Emissionsrechte versteigert, was zu einer Verringerung der Erlöse aus den Versteigerungen im EHS 
Luftfahrt führt. Der Mindererlös, der entsteht, wenn die 550 000 Emissionsrechte über die Periode von 
2026 bis 2030 nicht versteigert, sondern kostenlos zugeteilt werden, wird auf rund 50 Mio. CHF geschätzt 
(bei einem angenommenen Versteigerungspreis von durchschnittlich 90 CHF). Somit stehen ausga-
benseitig zur Förderung von Massnahmen zur Emissionsreduktion im Luftverkehr gemäss Artikel 37a 
des CO2-Gesetzes weniger Mittel zur Verfügung; ein Teil der Förderung von erneuerbaren oder emissi-
onsarmen Treibstoffen erfolgt über die Einnahmenseite, d.h. über die kostenlose Zuteilung von Emissi-
onsrechten beim Einsatz solcher Treibstoffe. 

Da es ab 2026 gemäss Artikel 19a Absatz 4 des CO2-Gesetzes abgesehen von diesem neu eingeführten 
Instrument keine kostenlose Zuteilung von Emissionsrechten mehr gibt, werden die entsprechenden Be-
stimmungen der CO2-Verordnung mit dieser Teilrevision aufgehoben.

2.4 Verminderungsverpflichtung
Als Reaktion auf die per 7. August 2025 neu erhobenen Zusatzzölle in Höhe von 39 Prozent für Schwei-
zer Importe in die USA wird als Entlastungsmassnahme vorgesehen, dass bei Betreibern von Anlagen 
mit Hochtemperaturprozessen ein reduzierter Mindestwert gelten kann. Dies ist auf Gesuch hin möglich 
bei Unternehmen, wenn die Emissionen aus der Erzeugung von in Prozessen genutzter Hochtempera-
turwärme einen wesentlichen Anteil der Gesamtemissionen des Unternehmens ausmachen. Diese so-
wie weitere Bedingungen sind im Dekarbonisierungsplan des Unternehmens darzulegen.

2.5 Kompensationsinstrument und Bescheinigungen
Die Hersteller und Importeure fossiler Treibstoffe sind verpflichtet, einen Teil der CO2-Emissionen aus 
dem Verkehr mit Klimaschutzprojekten oder ‑programmen im In- und Ausland zu kompensieren. Die 
Kompensationspflicht wird über die Abgabe von nationalen und internationalen Bescheinigungen erfüllt.

Mit der vorliegenden Revision wird Anhang 3a, welcher die Berechnungsmethode von Emissionsvermin-
derungen aus Wärmenetzen festlegt, geändert. Ähnlich wie bei den neuen Wärmebezügern im Jahr 
2025 wird für die bestehenden Wärmebezüger ein Absenkpfad eingeführt, welcher die fortschreitende 
Entwicklung auf dem Komfortwärmemarkt hin zu CO2-armen Wärmequellen widerspiegelt.

Weiter wird eine Bestimmung zur Veröffentlichung von im Emissionshandelsregister enthaltenen Infor-
mationen ergänzt, um dem BAFU die Veröffentlichung von Seriennummern internationaler Bescheini-
gungen zu ermöglichen (Artikel 65 Buchstabe e).
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3 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen

3.1 Bestimmungen der CO2-Verordnung

Art. 9 Abs. 5 

Absatz 5 wurde geändert, damit Gesuchsteller ihren Monitoringbericht alle vier statt alle drei Jahre ein-
reichen können. Dies ist eine Entlastung für die Gesuchsteller, durch die die Transaktionskosten gesenkt 
werden können. 

Art. 14a Abs. 1 

Gemäss Artikel 7a des CO2-Gesetzes müssen auf sämtlichen Flugangeboten die voraussichtlich verur-
sachten klimawirksamen Emissionen angegeben werden. Der 2025 neu eingeführte Artikel 14a der CO₂-
Verordnung  konkretisiert diese Pflicht. Da die Reisebranche mit langen Planungshorizonten arbeitet und 
für die Entwicklung und Integration der notwendigen technischen Lösungen eine angemessene Vorlauf-
zeit benötigt, wird der Beginn der Umsetzung um ein Jahr auf den 1. Januar 2027 verschoben.

Als Angebot gelten Kommunikationsmittel wie Inserate, visuell-elektronische Medien und Offerten, die 
Flugreisen im Linienverkehr und im planmässigen Gelegenheitsverkehr (Charterflüge) abbilden. Neben 
den Betreibern von Luftfahrzeugen sind auch andere Anbieter von Flugreisen mit Sitz in der Schweiz 
wie beispielsweise Reisebüros und Onlinereiseveranstalter dafür verantwortlich, dass die voraussichtlich 
verursachten Flugemissionen pro Flugpassagier auf den Angeboten angegeben werden (auch bei Pau-
schalreisen). Die Betreiber der Luftfahrzeuge müssen dazu den Anbietern von Flugreisen die Angaben 
zu den voraussichtlich verursachten klimawirksamen Emissionen in CO2-Äquivalenten zur Verfügung 
stellen.

Art. 17cbis Abs. 1 Bst. a Einleitungssatz (Betrifft nur den französischen Text) und Ziff. 1 und Bst. b Einlei­
tungssatz (Betrifft nur den französischen Text) und Ziff. 1

Die einleitenden Sätze in französischer Sprache wurden redaktionell angepasst. 

Für die Unterstellung von schweren Fahrzeugen unter die CO2-Emissionsvorschriften soll neu das Ga-
rantiegewicht (das vom Hersteller technisch höchstens zugelassene Gewicht) und nicht das Gesamtge-
wicht (das zulässige Gewicht für den Strassenverkehr), massgebend sein. Diese Anpassung folgt der 
EU-Regelung10 und sorgt für Klarheit, da für alle Fahrzeuge das Garantiegewicht bzw. der Stand ab 
Werk gilt. Zudem entspricht sie der europäischen Typengenehmigung, die für die Ermittlung der CO2-
Emissionswerte mit der VECTO-Simulationssoftware (Vehicle Energy Consumption Calculation Tool)11 
bei mehrstufigen Fahrzeugen das Basisfahrzeug und damit das Garantiegewicht heranzieht.

10 Verordnung (EU) 2019/1242 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Festlegung von CO2-Emissionsnormen für 
neue schwere Nutzfahrzeuge und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 595/2009 und (EU) 2018/956 des Europäischen Parlaments und 
des Rates sowie der Richtlinie 96/53/EG des Rates, ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 202.

11 Verordnung (EU) 2017/2400 der Kommission vom 12. Dezember 2017 zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 595/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates hinsichtlich der Bestimmung der CO2-Emissionen und des Kraftstoffverbrauchs von schweren Nutzfahrzeugen sowie 
zur Änderung der Richtlinie 2007/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnung (EU) Nr. 582/2011 der Kommis-
sion, ABl L 349 vom 29.12.2017, S. 1.
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Art. 45 Abs. 3 Bst. b Ziff. 1bis

Mit der Änderung in Artikel 46 wird die kostenlose Zuteilung von Emissionsrechten für Betreiber von 
Anlagen gekürzt, wenn ihre individuelle Treibhausgaseffizienz ungenügend ist. Diese nicht zugeteilten 
Emissionsrechte werden der sogenannten Reserve gemäss Absatz 2 zugeführt.

Art. 46 Abs. 1bis

Nach Artikel 19 Absatz 4 CO2-Gesetz kann die berechnete Menge an kostenlos zuzuteilenden Emissi-
onsrechten, analog zu den Bestimmungen im EHS der EU, um 20 Prozent gekürzt werden, wenn die 
individuelle Treibhausgaseffizienz eines Betreibers von Anlagen ungenügend ist. Dies wird neu in Ab-
satz 1bis geregelt. Die Treibhausgaseffizienz wird als ungenügend erachtet, wenn Betreiber von Anlagen 
ihre Vereinbarung nach Artikel 46 EnG nicht einhalten. In diesem Fall wird die kostenlose Zuteilung ab 
dem Folgejahr um 20 Prozent gekürzt. Die Einhaltung einer Vereinbarung wird von der zuständigen Be-
hörde (Kanton oder BFE) anhand ihrer jeweiligen Vorgaben geprüft. Handelt es sich um eine Zielverein-
barung mit dem Bund, ist somit das Gesamtenergieeffizienzziel einzuhalten. Das BAFU führt keine ei-
gene Prüfung durch und es werden keine zusätzlichen Anforderungen definiert. Ebenfalls mit Wirkung 
ab Beginn des Folgejahrs wird die Kürzung aufgehoben, falls eine neue Vereinbarung abgeschlossen 
und diese eingehalten wird. Eine Pflicht, einen Dekarbonisierungsplan zu erstellen, wie sie die EU in 
ihrem EHS für gewisse Betreiber von Anlagen vorgibt, wird hingegen nicht eingeführt. Unternehmen, die 
unabhängig von der Teilnahme am EHS über einen Fahrplan nach Artikel 5 KlG verfügen, können diesen 
aber trotzdem verwenden, um den Nachweis einer genügenden individuellen Treibhausgaseffizienz zu 
erbringen: Bei Nichteinhaltung einer Vereinbarung nach Artikel 46 EnG erfolgt keine Kürzung der be-
rechneten Menge an kostenlos zuzuteilenden Emissionsrechten, wenn der Betreiber von Anlagen die in 
seinem Fahrplan für den Standort im EHS vorgesehenen Massnahmen gemäss dem festgelegten Zeit-
plan umgesetzt hat.

Art. 46a Abs. 1

In Absatz 1 wird lediglich die Jahreszahl aktualisiert. Für die Periode 2021-2025 galt ein Betreiber von 
Anlagen, der ab dem 2. Januar 2021 am EHS teilnahm, als neuer Teilnehmer. Damit wurden Ansprüche 
auf eine Zuteilung von kostenlosen Emissionsrechten aus der Reserve nach Artikel 45 Absatz 2 gedeckt. 
Diese Teilnehmer gelten für die Periode 2026-2030 nun als bestehende und nicht mehr als neue Teil-
nehmer. Hingegen gelten Betreiber von Anlagen, die ab dem 2. Januar 2026 am EHS teilnehmen, als 
neu; ihre Ansprüche auf eine Zuteilung kostenloser Emissionsrechte werden ab dem Jahr 2026 aus der 
genannten Reserve gedeckt.

Art. 46b Abs. 2 , 3 und 6

Um weiterhin vergleichbare Regeln wie im EHS der EU zu gewährleisten, ist die Bestimmung zur An-
passung der Menge an kostenlos zuzuteilenden Emissionsrechten (Zuteilung) entsprechend zu überar-
beiten. Die Zuteilung richtet sich weiterhin nach dem jeweils anzuwendenden Benchmark. Für Zutei-
lungselemente mit Produktbenchmark oder nach dem Ansatz für Prozessemissionen erfolgt die Anpas-
sung der Zuteilung wie bis anhin: Wenn die durchschnittliche Aktivitätsrate eines Zuteilungselements der 
zwei Vorjahre um mehr als 15 Prozent von der durchschnittlichen Aktivitätsrate in der relevanten Be-
zugsperiode (in der Regel 2019-2023) abweicht, wird die Zuteilung entsprechend angepasst.

Erfolgt die Berechnung nach dem Wärme- oder Brennstoffbenchmark, basiert die Berechnung der An-
passung der Zuteilung neu auf der erwarteten Aktivitätsrate. Ob eine Anpassung der kostenlosen Zutei-
lung zu prüfen ist, wird weiterhin anhand der bisherigen Voraussetzungen beurteilt. Das heisst, wenn 
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der Durchschnitt der Aktivitätsrate der beiden Vorjahre um mehr als 15 Prozent von der durchschnittli-
chen Aktivitätsrate der Bezugsperiode abweicht, ist eine Anpassung der Zuteilung zu prüfen. Falls dies 
gegeben ist, so wird neu zusätzlich auch die erwartete Aktivitätsrate gemäss den Vorgaben in Anhang 9 
Ziffer 5.1a.1 berechnet. Diese basiert auf der Annahme einer gegenüber der Bezugsperiode unverän-
derten Energieeffizienz. Die Zuteilung wird nur angepasst, wenn auch die durchschnittliche erwartete 
Aktivitätsrate der zwei Vorjahre um mehr als 15 Prozent von der durchschnittlichen Aktivitätsrate der 
Bezugsperiode abweicht. Weicht die erwartete durchschnittliche Aktivitätsrate nicht auch um mehr als 
15 Prozent ab, so wird die Zuteilung nicht angepasst. Damit wird sichergestellt, dass die Zuteilung bei 
einer wesentlichen Steigerung der Energieeffizienz nicht reduziert und bei einer wesentlichen Ver-
schlechterung nicht erhöht wird (Abs. 2).

Absatz 3 wird aufgehoben, da die bisherige Unterscheidung bei der Beurteilung einer Erhöhung oder 
einer Reduktion der Zuteilung nicht mehr notwendig ist. 

Weil es für eine Anpassung der Zuteilung nach dem Wärme- oder Brennstoffbenchmark kein Gesuch 
mehr braucht, wird auch Absatz 6 aufgehoben. Die Betreiber der Anlagen sind aber wie bisher verpflich-
tet, die notwendigen Angaben zur Beurteilung einer Zuteilungsanpassung im jährlichen Monitoringbe-
richt auszuweisen. Bei fehlenden Daten werden für die davon betroffenen Zuteilungselemente im ent-
sprechenden Jahr keine Emissionsrechte kostenlos zugeteilt (Art. 52 Abs. 8). 

Art. 46f aufgehoben

Absatz 1 der geltenden Verordnung zur kostenlosen Zuteilung hat keine Anwendung mehr, da es ab 
2026 gemäss Artikel 19a Absatz 4 des CO2-Gesetzes abgesehen von den vom Bundesrat vorgesehenen 
Ausnahmen für den Verbrauch von erneuerbaren oder emissionsarmen Treibstoffen (siehe Art. 46h) im 
Flugverkehr keine kostenlose Zuteilung von Emissionsrechten mehr gibt. Absatz 3 der geltenden Ver-
ordnung wird in eine Übergangsbestimmung überführt (neuer Art. 146ai). Die ehemaligen Absätze 2 
und 4 der geltenden Verordnung wurden bereits in früheren Verordnungsrevisionen aufgehoben. Der 
Artikel 46f wird somit aufgehoben.

Art. 46g aufgehoben

Dieser Artikel zur zusätzlichen kostenlosen Zuteilung von Emissionsrechten bei Flügen in die Regionen 
in äusserster Randlage hat keine Anwendung mehr, da es ab 2026 gemäss Artikel 19a Absatz 4 des 
CO2-Gesetzes abgesehen von den vom Bundesrat vorgesehenen Ausnahmen für den Verbrauch von 
erneuerbaren oder emissionsarmen Treibstoffen (siehe Art. 46h) im Flugverkehr keine kostenlose Zutei-
lung von Emissionsrechten mehr gibt. Der Artikel 46g wird somit aufgehoben.

Art. 46h Kostenlose Zuteilung für den Verbrauch erneuerbarer oder emissionsarmer Flugtreibstoffe

In Absatz 1 wird festgehalten, wie viele Emissionsrechte für die kostenlose Zuteilung für den Zeitraum 
von 2026 bis 2030 zur Verfügung stehen für den Verbrauch erneuerbarer oder emissionsarmer Flug-
treibstoffe bei Flügen, die unter das CH EHS fallen. Das Ziel besteht in einer vergleichbaren Unterstüt-
zung der Luftfahrzeugbetreiber für Flüge unter dem CH EHS, wie sie unter dem EU EHS gewährt wird. 
Die Menge von 550'000 Emissionsrechten entspricht rund 12 Prozent der insgesamt für die Zeitspanne 
von 2026 bis 2030 unter dem CH EHS zur Verfügung stehenden Emissionsrechte. Damit ist der Pro-
zentsatz identisch mit dem Prozentsatz, der in der EU für das analoge Instrument zur Verfügung steht 
(rund 12 % der verfügbaren Emissionsrechte in der für das EU Instrument relevanten Zeitspanne von 
2024 bis 2030; 20 Mio. Emissionsrechte). Das Verhältnis der jeweils unter dem CH EHS resp. dem EU 
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EHS zu diesem Zweck zur Verfügung stehenden Emissionsrechte (0.55 Mio. resp. 20 Mio. Emissions-
rechte) spiegelt ebenfalls das Grössenverhältnis der beiden EHS für Luftverkehr (rund 1.5 Mio. t CO2 
resp. rund 53 Mio. t CO2).

Gemäss Absatz 2 können kommerzielle Luftfahrzeugbetreiber jeweils jährlich bis zum 31. März eine 
kostenlose Zuteilung beantragen. Voraussetzung ist, dass sie Teilnehmer am EHS sind und im Vorjahr 
die erneuerbaren oder emissionsarmen Flugtreibstoffe auf Flügen eingesetzt haben, die unter das CH 
EHS fallen. Für die Beantragung werden die Luftfahrzeugbetreiber den jährlichen Monitoringbericht ver-
wenden können, mit dem sie ihre Reportingpflichten unter dem EHS erfüllen.

In Absatz 3 wird für die Methode zur Berechnung der Menge der Emissionsrechte, die einem Luftfahr-
zeugbetreiber kostenlos zuzuteilen sind, auf Anhang 15 Ziffer 5 verwiesen.

Absatz 4 hält das Vorgehen fest, falls in einem Jahr nicht mehr genügend Emissionsrechte für die kos-
tenlose Zuteilung zur Verfügung stehen, um alle Anträge zu berücksichtigen. In diesem Fall wird für alle 
Betreiber die Menge anteilsmässig gekürzt. Dies stellt die Gleichbehandlung aller Bertreiber sicher. Um 
Transparenz zu schaffen, welchen Luftfahrzeugbetreibern wie viele Emissionsrechte unter diesem In-
strument kostenlos zugeteilt wurden, veröffentlicht das BAFU diese Daten (Abs. 5). Dies ist in Überein-
stimmung mit dem bisherigen Vorgehen zur Publikation der kostenlosen Zuteilung. 

Art. 65e

Buchstabe e wird ergänzt, um dem BAFU die Veröffentlichung von Seriennummern internationaler Be-
scheinigungen zu ermöglichen. Das Übereinkommen von Paris erlaubt, ergänzend zu Massnahmen im 
eigenen Land auch die Anrechnung von Emissionsverminderungen (internationale Bescheinigungen) im 
Ausland. Gemäss den Berichterstattungspflichten des Übereinkommens sind regelmässig Daten zu Be-
scheinigungen einzureichen, die in die Schweiz übertragen wurden – einschliesslich deren Seriennum-
mern. Nach offizieller Prüfung werden diese Unterlagen veröffentlicht, um die Auslandaktivitäten der 
Schweiz gegenüber der internationalen Staatengemeinschaft und der Zivilgesellschaft nachvollziehbar 
zu machen.

Art. 66a

Als Reaktion auf die per 7. August 2025 neu erhobenen Zusatzzölle in Höhe von 39 Prozent für Schwei-
zer Importe in die USA wird als Entlastungsmassnahme vorgesehen, dass bei Betreibern von Anlagen 
mit Hochtemperaturprozessen ein reduzierter Mindestwert gelten kann, wenn bestimmte Voraussetzun-
gen erfüllt sind. Damit wird auch dem Umstand Rechnung getragen, dass verbleibende Reduktionspo-
tenziale in ausgewählten Fällen mangels technischer Alternativen oder nicht zumutbaren finanziellen 
Belastungen nicht bereits in dieser Verpflichtungsperiode realisiert werden können.

In Absatz 1bis wird daher neu festgelegt, dass das BAFU den Mindestwert von 2.25 Prozent auf Gesuch 
hin reduziert, wenn ein Betreiber folgende Anforderungen erfüllt: Seine Treibhausgasemissionen aus der 
Erzeugung von in Prozessen genutzter Hochtemperaturwärme machen einen wesentlichen Anteil seiner 
Gesamtemissionen aus, und es stehen keine zumutbaren fossilfreien Alternativen zur Verfügung. Der 
wesentliche Anteil ist in der Regel gegeben, wenn die Treibhausgasemissionen aus der Hochtempera-
turprozesswärme mindestens 50 Prozent der Gesamtemissionen eines Standorts ausmachen. Der Min-
destwert reduziert sich in der Regel entsprechend diesem Anteil: Machen die Emissionen aus den Pro-
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zessen der Hochtemperaturwärme rund 50 Prozent der Gesamtemissionen aus, reduziert sich der Min-
destwert um rund die Hälfte auf 1,125 Prozent. Als Hochtemperaturbereich gelten Temperaturen von 
500 Grad Celsius oder mehr. 

Da für eine Verminderungsverpflichtung bisher keine Angaben über die Prozesse und deren Tempera-
turen notwendig waren, muss der Betreiber ein Gesuch um Reduktion des Mindestwerts stellen und 
seine Prozesse darlegen. Dem Gesuch ist der Dekarbonisierungsplan beizulegen, es gelten die Fristen 
nach Artikel 31a CO2-Gesetz. Im Dekarbonisierungsplan muss zusätzlich dargelegt werden, dass zum 
Zeitpunkt der Gesuchstellung für diese Hochtemperaturprozesse keine zumutbaren fossilfreien Alterna-
tiven zur Verfügung stehen. Dies bedeutet beispielsweise, dass eine Elektrifizierung oder der Wechsel 
auf erneuerbare Brennstoffe technisch nicht möglich ist oder gemäss den Vorgaben der Zielvereinbarung 
klar unwirtschaftlich ist. Im Dekarbonisierungsplan ist unter Berücksichtigung aller technisch möglichen 
Massnahmen am Standort aufzuzeigen, in welchem Umfang eine Zielverfehlung 2030 und 2040 abseh-
bar ist. Weiter ist im Dekarbonisierungsplan darzulegen, welcher Mindestwert erfüllt werden kann. Der 
tiefere Mindestwert gilt pro Standort. Bei Gemeinschaften wird der tiefere Mindestwert nur bei den Stand-
orten angewendet, deren Emissionen aus der Erzeugung von in Prozessen genutzter Hochtemperatur-
wärme einen wesentlichen Anteil ausmachen. Für alle anderen Standorte gilt weiterhin der Mindestwert 
von 2.25 Prozent. 

Für Betreiber, die ein Gesuch für eine Verminderungsverpflichtung ab 2025 oder 2026 mit dem Mindest-
wert von 2.25 Prozent eingereicht haben, erfolgt die Anpassung rückwirkend auf den 1. Januar 2025 
bzw. 2026, wenn sie ein entsprechendes Gesuch um Reduktion des Mindestwerts und gleichzeitig den 
Dekarbonisierungsplan einreichen, in welchem die erforderlichen Nachweise vorhanden sind. Betreiber, 
die eine Verminderungsverpflichtung für 2027 oder später eingehen, können das Gesuch um Reduktion 
des Mindestwerts und den Dekarbonisierungsplan zeitgleich mit dem Gesuch um Verminderungsver-
pflichtung einreichen, so dass der reduzierte Mindestwert bereits ab Beginn gilt, andernfalls erfolgt die 
Anpassung im Rahmen des Änderungswesen nach Artikel 74 Absatz 3 E-CO2-Verordnung.

Absatz 2 wird redaktionell angepasst, weil es neu auch einen reduzierten Mindestwert gibt.

Art. 72a Abs. 1 Bst. a 

Der Buchstabe a wird lediglich sprachlich leicht angepasst. Da die Abkürzung «KlG» (Bundesgesetz 
vom 30. September 2022 über die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und die Stärkung der Energiesi-
cherheit) neu bereits in Artikel 46 Absatz 1bis eingeführt wurde, wird sie in Buchstabe a fortan verwendet. 
Der vollständige Gesetzestitel wird daher hier nicht nochmals ausgeschrieben, sondern nur noch mit 
«KlG» abgekürzt. 

Art. 74

In Absatz 3 wird festgelegt, dass bei Betreibern mit Hochtemperaturprozesswärme, die eine Verminde-
rungsverpflichtung mit einem Mindestwert von 2.25 Prozent eingegangen sind, die Verpflichtung ange-
passt wird, sofern die Anforderungen an Artikel 66a Absatz 1bis erfüllt sind. Die Anpassung der Vermin-
derungsverpflichtung mit einem tieferen Mindestwert für die Steigerung der Treibhausgaseffizienz nach 
Artikel 66a Absatz 1 Buchstabe a bzw. der Treibhausgasverminderung nach Buchstabe b erfolgt rück-
wirkend. Bei Betreibern, die bereits zum Zeitpunkt des Eingehens einer Verminderungsverpflichtung Pro-
zesse im Hochtemperaturbereich betreiben, erfolgt die Anpassung auf den Beginn der Verminderungs-
verpflichtung. Bei Betreibern, die im Rahmen einer technischen Änderung neu einen Prozess im 



13/24

Hochtemperaturbereich betreiben, erfolgt die Anpassung ab dem Zeitpunkt der Inbetriebnahme des 
neuen Prozesses.

Art. 75

Der Artikel bezieht sich auf die Verminderungsverpflichtung 2013 bis 2024. Mit dem Abschluss dieser 
Verpflichtungsperiode findet der Artikel keine Anwendung mehr und kann aufgehoben werden.

Art. 96b Abs. 1 , 1bis und 3 

In Absatz 1 wird festgelegt, dass die Teilrückerstattung der CO2-Abgabe statt wie bisher für die einge-
kauften neu für die in der Gesuchsperiode verbrauchten Brennstoffe zu beantragen ist. Zur Sicherstel-
lung des Betriebs eines Reservekraftwerkes sind grosse Lagerbestände von Brennstoffen nötig. Mit der 
bisherigen Teilrückerstattung gestützt auf die eingekaufte Menge, lagern diese Bestände bis zum Ver-
brauch oder Ausserbetriebssetzung des Reservekraftwerks teilweise von den Abgaben befreit. Bei einer 
Rücküberführung der Lagerbestände in ein Steuerlager (beispielsweise bei einer Ausserbetriebsset-
zung) müssten die Lagerbestände wieder von allen Abgaben befreit werden. Dies wäre im Falle von 
mehreren Einkäufen verteilt auf verschiedene Jahre nicht mehr möglich, da die noch vorhandenen Rest-
bestände nicht mehr auf die einzelnen Teilrückerstattungen zugeordnet werden können. 

Als Folge des Wechsels zur Teilrückerstattung für die verbrauchten anstelle der eingekauften Brenn-
stoffe gemäss Absatz 1, wird im neuen Absatz 1bis festgehalten, dass die Betreiber von fossil-thermi-
schen Kraftwerken eine Verbrauchskontrolle über die Brennstoffe führen müssen.

Der Mindestpreis für die Rückerstattung der CO2-Abgabe für Betreiber von fossil-thermischen Kraftwer-
ken richtet sich nach dem Mittelwert der externen Kosten abzüglich der Auktionskosten für die abgege-
benen Emissionsrechte (Art. 17 Abs. 2 CO2-Gesetz). Bisher wurde der vom Bundesamt für Raument-
wicklung (ARE) publizierte Mittelwert der externen Kosten von 136.80 CHF verwendet, der die Vermei-
dungskosten abbildet. Neu wird für die Ermittlung der externen Kosten durch das ARE der Klimakosten-
satz (auch social cost of carbon SCC genannt) verwendet, welcher die Kosten des Ausstosses von Treib-
hausgasen und somit die Schadenskosten ausweist.12 Für die Rückerstattung der CO2-Abgabe auf ab-
gabebelasteten Brennstoffen, welche ab dem 1. Januar 2026 eingekauft werden, wird der Mittelwert der 
externen Kosten basierend auf den Schadenskosten verwendet (für 2021 beträgt der Mittelwert gestützt 
auf den Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse 430 CHF). Mit einem CO2-Abgabesatz von 120 CHF 
müsste der Auktionspreis der Emissionsrechte über 310 CHF liegen, damit eine Teilrückerstattung er-
folgt. Die beiden einzigen fossil-thermischen Kraftwerke nach Artikel 96b Absatz 2 der CO2-Verordnung, 
die in der Schweiz betrieben werden (Reservekraftwerke in Birr und Cornaux), sind von dieser Änderung 
nicht direkt betroffen, da die Bezahlung des Anteils der CO2-Abgabe, der nicht durch das BAZG rücker-
stattet wird, durch die in der WResV geregelte Finanzierung (Art. 22 Abs. 2, Netznutzungsentgelt und 
weitere Einnahmen) sichergestellt ist.

Art. 130a Abs. 1 Bst. d

Zur administrativen Vereinfachung betreibt das BAFU Informations- und Dokumentationssysteme und 
führt bestimmte Verfahren elektronisch durch. Neu umfasst dies auch die Verfahren zu Finanzhilfen für 

12 Ecoplan/Infras (2024), Externe Effekte des Verkehrs 2021. Umwelt-, Unfall- und Gesundheitseffekte des Strassen-, Schienen-, Luft- und 
Schiffsverkehrs. Bericht im Auftrag des Bundesamtes für Raumentwicklung. Aufrufbar unter: www.are.admin.ch > Mobilität > Grundlagen und 
Daten > Externe Kosten und Nutzen des Verkehrs.

http://www.are.admin.ch/
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Massnahmen zur Anpassung an die Auswirkungen des Klimawandels sowie die Verfahren zu Finanzhil-
fen für Massnahmen zur Dekarbonisierung von Anlagen im EHS (Abs. 1 Bst. d). 

Art. 134 Abs. 1 Einleitungssatz und Bst. f Ziff. 2

Aus datenschutzrechtlichen Gründen muss Abs. 1 präzisiert werden. Es wird nun ausdrücklich erwähnt, 
dass im Rahmen des Vollzugs der CO2-Verordnung Personendaten bearbeitet und bekannt gegeben 
werden dürfen, die nach der CO2-Verordnung verlangt werden. Dies betrifft insbesondere die Kontakt-
daten der natürlichen Personen, die selbst von Instrumenten der CO2-Gesetzgebung betroffen oder für 
Unternehmen tätig sind. 

Buchstabe f wurde mit der Teilrevision der CO2-Verordnung eingeführt, die im April 2025 in Kraft trat. 
Die vorliegende Revision ergänzt Ziffer 2: Das BFE teilt dem BAFU mit, wenn ein Betreiber von Anlagen, 
der am EHS teilnimmt, seine Zielvereinbarung nach Artikel 46 EnG nicht einhält (vgl. Erläuterungen zu 
Art. 46).

Art. 135 Bst. dbis und dter

Da Anhang 9 Ziffer 4 aufgehoben wird, wird der Verweis bei Buchstabe dbis gelöscht. Neu dient zudem 
eine Liste der Waren, welche dem EU-CBAM unterliegen, als eine der Grundlagen für die Berechnung 
der Menge der Emissionsrechte, die einem Betreiber von Anlagen im Rahmen des EHS kostenlos zu-
geteilt werden (vgl. Anhang 9). Sollte die EU diese Liste erweitern, kann der entsprechende Verweis in 
Anhang 9 Ziffer 3.1a dieser Verordnung durch das UVEK angepasst werden. Buchstabe dter wird ent-
sprechend erweitert.

Art. 146ah

Die neuen Benchmarks des EHS der EU werden von der Schweiz übernommen, um die Verknüpfung 
der beiden EHS aufrechterhalten zu können. Falls diese vor Verabschiedung dieser Verordnung per 
1. Januar 2026 durch den Bundesrat noch nicht definitiv festgelegt wurden, wird das UVEK die entspre-
chenden Werte in Anhang 9 Ziffer 1 im Verlauf des Jahres 2026 auf Grundlage von Artikel 135 Bst. dbis 
mit den neuen Benchmarkwerten ersetzen. Die definitive Festlegung der Ansprüche auf eine Zuteilung 
von kostenlosen Emissionsrechten für die EHS-Teilnehmer ab dem Jahr 2026 erfolgt in diesem Fall im 
Anschluss daran ausschliesslich auf Basis der neuen Benchmarkwerte. Die kostenlose Zuteilung würde 
schliesslich bis spätestens zum 30. Juni 2027 erfolgen und damit noch vor dem Termin vom 30. Sep-
tember 2027 für die Abgabe von Emissionsrechten zur Deckung der Emissionen 2026.

Art. 146ai Rückgabe von zu viel erhaltenen Emissionsrechten für Betreiber von Luftfahrzeugen

Diese Übergangsbestimmung umfasst die bisherige Bestimmung (Art. 46f Abs. 3 der geltenden Verord-
nung) zur Rückgabe von zu viel erhaltenen Emissionsrechten. Dabei werden neu nurmehr die kostenlos 
zugeteilten Emissionsrechte für das Jahr 2025 adressiert mit der Frist zur Rückgabe bis zum 30. No-
vember 2026, falls der Luftfahrzeugbetreiber im Jahr 2025 keine EHS-Pflicht hat. Die zurückgegebenen 
Emissionsrechte werden der Versteigerung zugeführt, da ab 2025 alle Emissionsrechte entweder kos-
tenlos zugeteilt oder versteigert werden.
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3.2 Änderung anderer Erlasse

Klimaschutz-Verordnung KlV13

Art. 13 Abs. 3

Die Klimaschutz-Verordnung (KlV) wird in römisch Ziffer III des Erlasses geändert. Die bisherige Formu-
lierung in Artikel 13 Absatz 3 war insofern missverständlich, als unklar war, ob die Anforderungen kumu-
lativ zu erfüllen sind. Am Branchenprogramm sollen die Unternehmen teilnehmen können, die nicht als 
Grossverbraucher im Sinne der Mustervorschriften der Kantone im Energiebereich (MuKEn) gelten. Für 
die Teilnahme an einem Branchenprogramm darf ein Unternehmen daher jährlich weder mehr als fünf 
Gigawattstunde Wärme noch mehr als 0.5 Gigawattstunden Elektrizität verbrauchen. Diese kumulative 
Anforderung wird nun präzisiert. Inhaltich erfolgt jedoch keine Anpassung.

3.3 Anhänge der CO2-Verordnung

Anhang 3a Anforderungen an die Berechnung der Emissionsverminderungen und das Monito­
ringkonzept für Projekte und Programme im Zusammenhang mit Wärmeverbünden

Der Referenzfaktor für bestehende Wärmebezüger (Anhang 3a, Ziff. 3.4, Gleichung [3]) wurde ange-
passt, um die Methode zur Berechnung der Emissionsverminderungen für bestehende Bezüger mit der 
Methode für neue Bezüger (Anhang 3a, Ziff. 3.4, Gleichung [2]) in Einklang zu bringen. In der revidierten 
Verordnung ab 2025 wird bei der Berechnung der Emissionsverminderungen für neue Bezüger ein Ab-
senkpfad im pauschalen Emissionsfaktor berücksichtigt. Dieser Absenkpfad reflektiert den zunehmen-
den Anteil der erneuerbaren Wärmeversorgung im Referenzszenario. Der Grund dafür ist der technolo-
gische Fortschritt sowie die unterschiedlichen Instrumente der Klimagesetzgebung auf Ebene Bund, 
Kantone und Gemeinden. Ausserdem wurde dem Ziel von netto null Emissionen bis 2050 Rechnung 
getragen. Diese Entwicklung gilt nicht nur für neue Bezüger, sondern in einer leicht anderen Form auch 
für bestehende Bezüger. Für bestehende Bezüger wird dieser Absenkpfad in den Referenzfaktor inte-
griert. Letzterer gibt an, wie wahrscheinlich der Ersatz einer Heizungsanlage durch eine mit einem fos-
silen Brennstoff betriebene Anlage ist. Mit dem wachsenden Anteil erneuerbarer Wärmeversorgung in 
der Schweiz steigt zugleich auch die Wahrscheinlichkeit, dass eine fossil betriebene Anlage durch eine 
erneuerbare Wärmequelle ersetzt wird, womit der Referenzfaktor sinkt. Der Referenzfaktor berücksich-
tigt als pauschaler Parameter die unterschiedlichen regulatorischen Rahmenbedingungen in den Kanto-
nen bereits bei der Abschätzung des entsprechenden Referenzszenarios. Je mehr Zeit seit der Umset-
zung des Projekts vergangen ist, desto kleiner fällt der Referenzfaktor aus – entsprechend sinken die 
anrechenbaren Emissionsverminderungen. Werden mehrere Wärmequellen ersetzt, ist in der Berech-
nung das Installationsjahr der ältesten Anlage massgebend.  

Anhang 4a Berechnung der individuellen Zielvorgabe 

Für die Berechnung der individuellen Zielvorgabe wird dem Leergewicht der im Referenzjahr erstmals in 
Verkehr gesetzten Personenwagen oder leichten Nutzfahrzeuge des Importeurs das durchschnittliche 
Leergewicht aller im vorletzten Kalenderjahr erstmals in Verkehr gesetzten Fahrzeuge gegenüberge-
stellt, das sogenannte Referenzleergewicht. Damit wird dem unterschiedlichen Nutzwert der Fahrzeuge 
Rechnung getragen und die Last der Zielerreichung auf die unterschiedlich schweren Flotten der einzel-

13 SR 814.310.1
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nen Importeure aufgeteilt; die jährliche Aktualisierung soll dafür sorgen, dass die individuellen Zielvor-
gaben auch bei Änderungen des Flottengewichts durchschnittlich auf das gewünschte Niveau von 93.6 
g/km resp. 153.9 g/km kalibriert bleiben. 

Gemäss Artikel 135 Buchstabe c der CO2-Verordnung passt das UVEK das durchschnittliche, in Anhang 
4a Ziffer 2 ersichtliche Leergewicht der im vorletzten Kalenderjahr vor dem Referenzjahr in der Schweiz 
erstmals in Verkehr gesetzten Personenwagen resp. leichten Nutzfahrzeuge an. Gemäss einer Auswer-
tung des Informationssystems Verkehrszulassungen14 betrug das durchschnittliche Leergewicht aller im 
Jahr 2024 in Verkehr gesetzten Personenwagen 1'777 kg (2023: 1'767 kg), bei den leichten Nutzfahr-
zeugen 2'130 kg (2023: 2'110 kg), vgl. Anhang 4a, Ziff. 2.1 Bst. j und Ziff. 2.2, Bst. g. Dabei wurden die 
Daten aller im Jahr 2024 erstmals in der Schweiz in Verkehr gesetzten Personenwagen resp. leichten 
Nutzfahrzeuge berücksichtigt. Die Leergewichtsdaten konnten anhand von Daten aus den Schweizer 
Typengenehmigungen plausibilisiert werden. In wenigen Fällen, wo weder Leergewichtsdaten noch eine 
Typengenehmigung vorhanden waren, wurde ein minimales Leergewicht eingesetzt.

Das durchschnittliche Leergewicht 2024 der Personenwagen (Referenzleergewicht 2026) stieg gegen-
über dem Jahr 2023 um 10 kg auf 1‘777 kg an. Bleibt das Durchschnittsgewicht einer Neuwagenflotte 
eines Importeurs unverändert, erhöht sich dessen individuelle Zielvorgabe aufgrund des negativen Stei-
gungskoeffizienten in der Berechnungsformel (Anhang 4a, Ziff. 1.3, Parameter a) um rund 0.1 Gramm 
CO2 pro Kilometer. Bei den leichten Nutzfahrzeugen stieg das durchschnittliche Leergewicht 2024 (Re-
ferenzleergewicht 2026) gegenüber dem Jahr 2023 um 20 kg auf 2'130 kg an. Bleibt das durchschnittli-
che Leergewicht einer Neuwagenflotte eines Importeurs unverändert, so sinkt dessen individuelle Ziel-
vorgabe abhängig davon, ob das durchschnittliche Leergewicht unter oder über dem Referenzleerge-
wicht liegt, um rund 2.1 respektive 1.7 Gramm. Eine tiefere Zielvorgabe ist schwieriger zu erreichen.

Anhang 5 Sanktionsbeträge bei Überschreiten der individuellen Zielvorgabe (Art. 13 Abs. 1 des 
CO2-Gesetzes)

Gemäss Artikel 29 Absatz 1 und Artikel 135 Buchstabe cbis der CO2-Verordnung legt das UVEK die 
Sanktionsbeträge nach Artikel 13 Absatz 1 des CO2-Gesetzes jährlich für das folgende Referenzjahr 
fest. Als Ausgangswert gilt der von der Europäischen Union festgelegte Betrag von 95 Euro pro Gramm 
Überschreitung bei Personenwagen und leichten Nutzfahrzeugen, bzw. von 4'250 Euro bei schweren 
Fahrzeugen. In der Schweiz ist bei den Personenwagen und leichten Nutzfahrzeugen für jedes Gramm 
CO2 pro Kilometer über der individuellen Zielvorgabe zwischen 95 und 152 Franken zu entrichten (Art. 13 
Abs. 1 Bst. a CO2-Gesetz), bzw. 4'250 und 6'800 Franken bei schweren Fahrzeugen (Art. 13 Abs. 1 
Bst. b, revidiertes CO2-Gesetz). Für die Festlegung des Schweizer Betrags pro Gramm Zielwertüber-
schreitung wird jeweils der Mittelwert der Devisen-Tageskurse im Verkauf der zwölf Monate vor dem 
30. Juni des Jahres vor dem Referenzjahr herangezogen (Art. 29 Abs. 2 CO2-Verordnung). Da die Um-
rechnung von 95 Euro in Franken auf Basis des durchschnittlichen Wechselkurses der relevanten 
12 Monate einen Betrag von weniger als 95 Franken ergibt, kommt im Jahr 2026 der Mindestbetrag 
gemäss CO2-Gesetz von 95 Franken bzw. 4'250 Franken zur Anwendung. Anhang 5 wird entsprechend 
ergänzt und in Ziffer 2 neu strukturiert.

14 Vgl. www.astra.admin.ch > Fachleute und Verwaltung > Weitere Bereiche > ASTRA Fachanwendungen IVZ

http://www.astra.admin.ch/
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Anhang 9 Berechnung der kostenlos zugeteilten Emissionsrechte für Betreiber von Anlagen 
im EHS

Ziffer 1

Emissionsrechte werden einem Betreiber von Anlagen gemäss Artikel 19 Absatz 3 des CO2-Gesetzes 
nach Massgabe der Treibhausgaseffizienz von Referenzanlagen kostenlos zugeteilt. Die Berechnung 
der kostenlosen Zuteilung erfolgt weiterhin insbesondere unter Anwendung der in Anhang 9 Ziffer 1–3 
aufgeführten Benchmarks und Anpassungsfaktoren. Produktbenchmarks definieren die Menge an Emis-
sionsrechten, die pro produzierte Einheit maximal zugeteilt werden können. Für das EHS der EU wurden 
die 52 bestehenden Produktbenchmarks in einem aufwändigen Prozess definiert und festgelegt. Ab 
2026 werden diese Benchmarks sowie der Wärme- und der Brennstoffbenchmark aktualisiert, um dem 
technologischen Fortschritt Rechnung zu tragen. Aus den von der EU festgelegten Bandbreiten für die 
Anpassung der Benchmarks ergibt sich eine Reduktion um zwischen 3 und rund 50 Prozent gegenüber 
den Benchmarks der Jahre 2021-2025, abhängig davon wie stark ein Benchmark bereits für die Jahre 
2021-2025 im Vergleich zu den Ausgangswerten reduziert wurde15. Im Sinne der im EHS-Abkommen 
zwischen der Schweiz und der EU vereinbarten äquivalenten Ausgestaltung müssen im Schweizer EHS 
für die Zuteilungsperiode 2026-2030 weiterhin dieselben Benchmarks angewendet werden wie im EHS 
der EU, um gleiche Wettbewerbsbedingungen zu gewährleisten (Ziff.  1.1, 1.2 und 1.3). Falls diese vor 
Verabschiedung dieser Verordnung per 1. Januar 2026 durch den Bundesrat noch nicht definitiv festge-
legt wurden, wird das UVEK die entsprechenden Werte in Anhang 9 Ziffer 1 im Verlauf des Jahres 2026 
auf Grundlage von Artikel 135 Bst. dbis rückwirkend mit den neuen Benchmarkwerten ersetzen (vgl. Er-
läuterungen zu Art. 146ah).

Der Faktor, der für die Berechnung der kostenlosen Zuteilung von Emissionsrechten anhand von Pro-
zessemissionen relevant ist, wird ab 2028 auf 0,91 festgelegt. Bis zum Jahr 2027 bleibt dieser Faktor 
auf dem bisherigen Wert von 0,97 (Ziff. 1.4). Die Bestimmungen zur Anwendung der Benchmarks orien-
tieren sich weiterhin an denjenigen in der EU.

Gemäss Artikel 19 Absatz 5 CO2-Gesetz wird grundsätzlich keine Zuteilung für die Erzeugung oder die 
Nutzung von Elektrizität gewährt. Der Bundesrat kann dabei Ausnahmen vorsehen. Neu ist vorgesehen, 
dass Wärme, die aus Strom erzeugt wird, unter den Voraussetzungen nach Ziffer 1.2 und 1.3, auch für 
die Bemessung der kostenlosen Zuteilung nach dem Wärme- oder Brennstoffbenchmark berücksichtigt 
wird (Ziff. 1.5a). Entsprechend wird auch die Bestimmung bezüglich des Abzugs von gewissen Wärme-
strömen bei der Bemessung der Zuteilung von kostenlosen Emissionsrechten nach den Produktbench-
marks nach Ziffer 1.1 aktualisiert (Ziff. 1.7).

Neu wird zudem auch messbare Wärme, die aus Prozessen stammt, für welche die Menge der jährlich 
kostenlos zuzuteilenden Emissionsrechte nach dem Brennstoffbenchmark oder dem Ansatz für Prozes-
semissionen berechnet wird (Ziff. 1.3 und 1.4), zusätzlich der Aktivitätsrate des Wärmebenchmarks nach 
Ziffer 1.2 zugerechnet. Ausgenommen davon ist die Wärme aus Anlagen, deren Hauptzweck die Ent-
sorgung von Sonderabfällen ist (Ziff. 1.8).

Neu wird die Abfackelung von Restgasen (gemäss Definition in Ziff. 1.5) bei der Berechnung der Zutei-
lung von kostenlosen Emissionsrechten nach den Produktbenchmarks gemäss Ziffer 1.1 berücksichtigt. 

15 Artikel 10a Absatz 2 der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 über ein System für den 
Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Union und zur Änderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates, ABl. L 275 vom 25.10.2003, 
S. 32; zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2024/795, ABl. L, 2024/795, 29.02.2024.
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Werden Restgase abgefackelt, ohne dass die Wärme daraus genutzt wird, so erfolgt neu ein Abzug. Nur 
wenn die Abfackelung aus Sicherheitsgründen erfolgt, wird dieser Abzug nicht gemacht (Ziff. 1.7a).

Diese Anpassungen erfolgen in Anlehnung an die geänderten Regeln im EHS der EU und stellen einen 
Anreiz zur Dekarbonisierung von industriellen Prozessen durch Elektrifizierung und die effiziente Nut-
zung von Wärme dar.

Ziffer 2

Das Emissionshandelssystem der Schweiz ist mit demjenigen der EU verknüpft. Die EU reduziert in 
ihrem EHS die Zuteilung von kostenlosen Emissionsrechten für Produzenten von ausgewählten Waren 
im Zeitraum 2026-2034 schrittweise auf null und führt als flankierende Massnahme einen CBAM ein. Im 
Herbst 2023 hat die EU die Umsetzung des CBAM mit einer Übergangsphase begonnen. Ab dem Jahr 
2026 werden für die Produzenten dieser Waren in der EU die Mengen der kostenlosen Emissionsrechte 
schrittweise gekürzt und der CBAM hochgefahren.

Die Übernahme der schrittweisen Kürzung der kostenlosen Zuteilung für die Produktion von Waren im 
EHS, die dem EU-CBAM unterstellt sind, stellt eine Bedingung für die Aufrechterhaltung der Verknüpfung 
der EHS der Schweiz und der EU und somit auch für die Ausnahme von Waren mit Ursprung in der 
Schweiz vom EU-CBAM dar. Die Formel in Ziffer 2.1 wird deshalb angepasst. Die schrittweise Kürzung 
aufgrund des EU-CBAM ist in Ziffer 3.1a definiert.

Die Menge an kostenlos zuzuteilenden Emissionsrechten für die Zuteilungsperiode 2026-2030 wird im 
Einklang mit den Zuteilungsregeln der EU für alle Betreiber von Anlagen neu nicht mehr anhand des 
Mittelwerts, sondern anhand des Medians der Jahre 2019-2023 bestimmt (Ziff. 2.3). Somit fallen einzelne 
Jahre mit aussergewöhnlich tiefer oder hoher Auslastung weniger ins Gewicht. 

Ziffer 2.4 wird angepasst, damit sie auch für den Zuteilungszeitraum 2026-2030 anwendbar ist.

Mit der neuen Regelung in Ziffer 2.5 wird sichergestellt, dass die anteilsmässige Kürzung der Zuteilung 
von kostenlosen Emissionsrechten nach Artikel 45 nicht für alle Betreiber von Anlagen unverhältnismäs-
sig hoch ausfällt, wenn sich bei einzelnen Unternehmen der Anspruch auf eine Zuteilung von kostenlo-
sen Emissionsrechten nach Ziffer 5 dieses Anhangs, gegenüber der auf Basis der Daten einer Bezugs-
periode nach Ziffer 2.3 berechneten Menge, dauerhaft um mehr als 100'000 Emissionsrechte verringert.

Ziffer 3

Werden unter einem Benchmark verschiedene Waren hergestellt, die nicht alle dem EU-CBAM (CBAM-
Status) unterstehen, sind die Aktivitätsraten für die Produktion der einzelnen Waren, anhand des CBAM-
Status, zwei verschiedenen Zuteilungselementen mit demselben Benchmark zuzuweisen. Der Faktor 
nach Ziffer 3.1a wird nur für die Berechnung der zuzuteilenden kostenlosen Emissionsrechte für die 
Produktion von Waren mit CBAM-Status angewendet. Für welche Produkte die Faktoren zur Anwendung 
kommen wird anhand der Zolltarifnummern bestimmt. Die EHS-Teilnehmer müssen diese bei der Erhe-
bung der Daten nach Artikel 50 ausweisen.

Die Verweise in den Ziffern 3.2, 3.3 und 3.4 werden aufgrund der neuen Ziffer 3.1a ohne inhaltliche 
Änderungen angepasst.
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Ziffer 4

Die EU hat die besonderen Anpassungsfaktoren für die Benchmarks nach Ziffer 4.2 für den Zeitraum 
2026-2030 aufgehoben. Da die Produktion für Prozesse, die unter diese Benchmarks fallen, mit Brenn-
stoffen oder mit Strom geführt werden können, wurde bisher jeweils der Stromanteil der Produktion für 
die Zuteilung von kostenlosen Emissionsrechten nicht berücksichtigt. Die EU sieht nun von diesem Ab-
zug für den Stromeinsatz ab, aktualisiert im Gegenzug jedoch die entsprechenden Produktbenchmarks. 
Im Einklang mit den Anpassungen in Ziffer 1 übernimmt die Schweiz diese Änderungen auf Grundlage 
des Abkommens zur Verknüpfung der EHS der Schweiz und der EU. Ziffer 4 wird aufgehoben.

Ziffer 5

Wie bisher wird jährlich überprüft, ob die kostenlose Zuteilung aufgrund der Veränderung bestimmter 
Parameter in den beiden Vorjahren anzupassen ist. Neu erfolgt diese Anpassung gemäss Ziffer 5.1a für 
Zuteilungselemente mit Wärme- oder Brennstoffbenchmark auf Basis der erwarteten Aktivitätsrate (vgl. 
Erläuterungen zu Art. 46b). Zur Bestimmung dieses Werts, werden für jedes Jahr die produzierten Men-
gen aller innerhalb eines Zuteilungselements hergestellten Produkte mit der Energieeffizienz (in Tera-
joule pro Tonne) der entsprechenden Produktion in der Bezugsperiode (für die Zuteilung der Jahre 2026-
2030 in der Regel 2019-2023) multipliziert. Die hergestellten Produkte sind dabei anhand ihres PRODCOM-
Codes zu unterscheiden und zu gruppieren. Wärme- oder Brennstoffverbräuche, die nicht der Herstel-
lung eines bereits in der Bezugsperiode hergestellten Produkts zugeordnet werden können, werden zu-
sätzlich addiert. Dies umfasst insbesondere Wärmelieferungen an Dritte, die Nutzung von Wärme für die 
Raumheizung und die Nutzung von Wärme für die Herstellung neuer Produkte. Die Menge der kostenlos 
zuzuteilenden Emissionsrechte wird angepasst, wenn die durchschnittliche erwartete Aktivitätsrate der 
zwei Vorjahre um mehr als 15 Prozent von der durchschnittlichen Aktivitätsrate der Bezugsperiode ab-
weicht.

Ziffer 5.2.2 wird angepasst, da neu die Voraussetzung des nächsthöheren absoluten 5 Prozent-Intervalls 
für nachfolgende Anpassungen auch für die weiteren in der Berechnung der kostenlosen Zuteilung be-
rücksichtigten Parameter gegeben sein muss (analog zur bestehenden Regelung nach Ziffer 5.1.2). Zu-
dem werden die besonderen Anpassungsfaktoren für gewisse Benchmarks in Ziffer 4 aufgehoben. Da-
her werden diese auch als berücksichtigte Parameter in Ziffer 5.2.3 entfernt. Neu sind aber bei der An-
passung der kostenlosen Zuteilung die innerhalb eines Produktbenchmarks abgefackelten Restgase ge-
mäss Ziffer 1.7a als Parameter zu berücksichtigen.

Anhang 15 Berechnung der maximal zur Verfügung stehenden Menge der Emissionsrechte und 
der Menge der kostenlos zuzuteilenden Emissionsrechte für Luftfahrzeuge

Ziffern 2, 3 und 4

Diese Ziffern werden aufgehoben. Sie haben keine Anwendung mehr, da es ab 2026 gemäss Artikel 19a 
Absatz 4 des CO2-Gesetzes abgesehen von den vom Bundesrat vorgesehenen Ausnahmen für den 
Verbrauch von erneuerbaren oder emissionsarmen Treibstoffen (siehe Art. 46h) im Flugverkehr keine 
kostenlose Zuteilung von Emissionsrechten mehr gibt.

Ziffer 5 

In Ziffer 5.1 werden die Anforderungen an erneuerbare oder emissionsarme Flugtreibstoffe aufgeführt, 
die erfüllt sein müssen, damit für deren Verbrauch eine kostenlose Zuteilung von Emissionsrechten er-
folgen kann. Grundsätzlich ist dies für alle Flugtreibstoffe möglich, die an die Beimischpflicht gemäss 
Artikel 28f des revidierten CO2-Gesetzes angerechnet werden können und deren Energieinhalt nicht aus 
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fossilen Quellen stammt (Buchstabe c). Darunter fallen zum Beispiel erneuerbare biogene Flugtreibstoffe 
aus gebrauchtem Speiseöl. Wiederverwertete kohlenstoffhaltige Treibstoffe (recycled carbon fuels, 
RCF) dagegen erfüllen diese Bedingungen nicht, da sie zwar an die Beimischpflicht angerechnet werden 
können, aber ihr Energieinhalt aus fossilen Quellen stammt. Fortschrittliche erneuerbare biogene Flug-
treibstoffe, die aus in Anhang IX Teil A der Richtlinie (EU) 2018/200116 aufgeführten Rohstoffen herge-
stellt werden, fallen unter Buchstabe b. Für diese Kategorie gilt ein höherer Grad des Kostenausgleichs 
(siehe Ziffer 5.4). In einem separaten Buchstaben a sind unter Ziffer 5.1 die erneuerbaren synthetischen 
Flugtreibstoffe aufgeführt, die im EHS mit dem Emissionsfaktor null angerechnet werden können. Diese 
Kategorie wird zu Beginn noch in sehr geringen Mengen auf dem Markt verfügbar sein. Eine Quote für 
diese Treibstoffe wird es unter der Beimischpflicht erst 2030 geben. Damit schon jetzt Anreize für deren 
Verbrauch geschaffen werden, ist der Grad des Kostenausgleichs für diese Kategorie besonders hoch 
(siehe Ziffer 5.4). 

In Ziffer 5.2 wird dargelegt, wie die Menge der kostenlos zuzuteilenden Emissionsrechte zum teilweisen 
Ausgleich der Kostendifferenzen zwischen erneuerbaren oder emissionsarmen Flugtreibstoffen und fos-
silem Kerosin berechnet wird. Dazu wird die gesamte auszugleichende Kostendifferenz durch den Preis 
eines Emissionsrechtes geteilt. Die auszugleichenden Kostendifferenzen zwischen erneuerbaren oder 
emissionsarmen Flugtreibstoffen und fossilem Flugtreibstoff sind differenziert nach verschiedenen Kate-
gorien von Flugtreibstoffen (Ziffer 5.4 Buchstaben a, b, und c). Der Grad des Kostenausgleichs ist dabei 
gleich wie unter dem EU EHS. Die Kostendifferenzen zwischen erneuerbaren oder emissionsarmen 
Flugtreibstoffen und fossilem Kerosin werden gemäss Ziffer 5.3 berechnet. In die Berechnungen gehen 
dabei die Preise für die einzelnen erneuerbaren oder emissionsarmen Flugtreibstoffe ein und der Preis 
für fossiles Kerosin. Ebenfalls wird die Einsparung berücksichtigt, die daraus resultiert, dass für diejeni-
gen Flugtreibstoffe, die im EHS den Emissionsfaktor null haben, keine Emissionsrechte abgegeben wer-
den müssen. Die massgebenden Preise (in Euro) für die zuteilungsfähigen Flugtreibstoffe werden ein-
heitlich für alle Betreiber jährlich von der EU Kommission bestimmt und im Amtsblatt der Europäischen 
Union publiziert. Dasselbe gilt auch für den Preis von fossilem Kerosin und für den Preis der Emissions-
rechte (ebenfalls jeweils in Euro). Diese Daten werden auch für das Schweizer Instrument übernommen, 
um gleiche Rahmenbedingungen für alle Betreiber zu schaffen (Ziffer 5.5). 

Anhang 16 Anforderungen an das Monitoringkonzept

Ziff. 3.3 Bst. a Fussnote

Die Fussnote wurde redaktionell angepasst. Mit der Änderung von Anhang 15 Ziffer 5.1 wird in Buch-
stabe b erstmals auf die Richtlinie (EU) 2018/2001 verwiesen. Bei mehrfachen Zitaten des gleichen EU-
Rechtsaktes im gleichen Erlass wird beim nachfolgenden Verweis in der Fussnote nur noch auf die erste 
Verweisstelle verwiesen. 

4 Auswirkungen

4.1 Auswirkungen auf Bund, Kantone und Gemeinden
Die vorliegende Teilrevision der CO2-Verordnung hat grundsätzlich keine zusätzlichen finanziellen oder 
personellen Auswirkungen auf den Bund. Der Bund ist für die Umsetzung der Bestimmungen in dieser 

16 Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie aus 
erneuerbaren Quellen (Neufassung), ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 82; zuletzt geändert durch Richtlinie (EU) 2024/1711, ABl. L, 2024/1711, 
26.6.2024.
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Vorlage verantwortlich. Kantone und Gemeinden sind lediglich betroffen, sofern sie als Betreiber von 
Wärmenetzen auftreten; aufgrund der angepassten Anrechnung von Emissionsminderungen in Wärme-
netzen im Rahmen der Kompensationspflicht könnten ältere Projekte bei einer erneuten Validierung we-
niger Bescheinigungen erhalten, was zu Mehrkosten führen kann (vgl. Kap. 4.3). 

Im Falle des Abrufs von Energie aus Reservekraftwerken in einer kritischen Versorgungssituation wür-
den grundsätzlich zusätzliche Kosten erwachsen, da der Teil der CO2-Abgabe, der nicht vom Bund zu-
rückerstattet wird, gemäss der WResV über das Netznutzungsentgelt finanziert wird. Die Ausgaben für 
Reservekraftwerke werden jedoch durch Einnahmen in gleicher Höhe gegenfinanziert und durch die 
Netzgesellschaft Swissgrid über das Netznutzungsentgelt auf die Stromversorger und Endverbraucher 
überwälzt (vgl. Kap. 4.4). Dadurch können die Einnahmen und Ausgaben für Reservekraftwerke für den 
Bund haushaltsneutral abgewickelt werden.

Durch die Reduktion der kostenlosen Zuteilung von Emissionsrechten für Betreiber von Anlagen auf-
grund der neuen Regelungen steigt voraussichtlich der Anteil an versteigerten Emissionsrechten und 
damit auch die Erlöse aus den Versteigerungen im EHS für Betreiber von Anlagen. Diese Erlöse sind ab 
2025 zur Förderung von Massnahmen gemäss Artikel 37b des CO2-Gesetzes zweckgebunden.

Durch die kostenlose Zuteilung von Emissionsrechten an Luftfahrzeugbetreiber für den Einsatz erneu-
erbarer oder emissionsarmer Flugtreibstoffe sinkt der Anteil an versteigerten Emissionsrechten und da-
mit auch die Erlöse aus den Versteigerungen im EHS Luftfahrt. Diese Erlöse sind ab 2025 insbesondere 
zur Förderung von Massnahmen zur Emissionsreduktion im Luftverkehr gemäss Artikel 37a des CO2-
Gesetzes zweckgebunden. Der Mindererlös, der entsteht, wenn die 550 000 Emissionsrechte über die 
Periode von 2026 bis 2030 nicht versteigert, sondern kostenlos zugeteilt werden, wird auf rund 50 Mio. 
CHF geschätzt (bei einem angenommenen Versteigerungspreis von durchschnittlich 90 CHF). Somit 
stehen zur ausgabenseitigen Förderung von Massnahmen zur Emissionsreduktion im Luftverkehr ge-
mäss Artikel 37a des CO2-Gesetzes weniger Mittel zur Verfügung; ein Teil der Förderung erfolgt neu 
über die Einnahmenseite (kostenlose Zuteilung). Aus dem allgemeinen Bundeshaushalt sind gestützt 
auf Art. 103b des Luftfahrtgesetzes17 keine zusätzlichen Mittel vorgesehen.

4.2 Auswirkungen auf die Umwelt
Die Anpassung des Geltungsbereichs der CO2-Emissionsvorschriften für schwere Fahrzeuge führt ten-
denziell dazu, dass mehr Fahrzeuge aller Antriebsarten erfasst werden. Je nach Flottenstruktur ergeben 
sich dadurch verstärkte Anreize zur CO2-Reduktion.

Mit den angepassten Regeln zur Zuteilung von kostenlosen Emissionsrechten für Betreiber von Anlagen 
werden zusätzliche Anreize geschaffen, die Treibhausgasemissionen zu reduzieren. Dies da gewisse 
Betreiber von Anlagen mehr Emissionsrechte erwerben müssen und Investitionen in die Reduktion von 
Treibhausgasemissionen somit einen höheren finanziellen Mehrwert generieren. Zudem werden Anreize 
zur Elektrifizierung von industriellen Prozessen geschaffen. Diese Effekte tragen dazu bei, dass die In-
dustrie ihr Sektorziel von minus 35 Prozent Treibhausgasemissionen bis 2030 gegenüber 1990, wie es 
in Artikel 3 der revidierten CO2-Verordnung ab 202518 vorgesehen ist, erreichen kann.

17 SR 748.0
18 SR 641.711
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Die finanzielle Unterstützung von erneuerbaren synthetischen Flugtreibstoffen nach 37a des CO2-Ge-
setzes kann grundsätzlich zur Entwicklung eines Marktes beitragen, indem sie beispielsweise angebots-
seitig das Hochskalieren von Produktionsanlagen fördert und damit langfristig den wirtschaftlichen Be-
trieb solcher Anlagen unterstützt. Es ist jedoch zu erwarten, dass die verbrauchsseitige Unterstützung 
solcher Flugtreibstoffe, wie sie das Instrument der kostenlosen Zuteilung von Emissionsrechten für er-
neuerbare oder emissionsarme Flugtreibstoffe vorsieht, keine oder nur geringe direkt quantifizierbare 
Auswirkungen auf die Emissionen des Flugverkehrs haben wird. Dies liegt daran, dass die Unterstützung 
voraussichtlich in erster Linie für Flugtreibstoffe beantragt wird, die der Beimischpflicht unterliegen. Nur 
wenn Luftfahrzeugbetreiber die Unterstützung nutzen, um über die obligatorische Beimischquote hinaus 
erneuerbare oder emissionsarme Flugtreibstoffe einzusetzen, wird eine zusätzliche Emissionsverringe-
rung erzielt.

Die Anpassung von Anhang 3a stärkt die Umweltwirkung des Kompensationsinstrumentes, indem sie 
die angerechneten Emissionsreduktionen besser an die aktuellen Marktverhältnisse anpasst. So wird 
verhindert, dass Bescheinigungen für Emissionsreduktionen ausgestellt werden, die ohnehin stattgefun-
den hätten (sog. «nicht-zusätzliche» Emissionsreduktionen). 

4.3 Auswirkungen auf die Wirtschaft
Mit der vorliegenden Teilrevision der CO2-Verordnung wird die Weiterführung der Verknüpfung der EHS 
der Schweiz und der EU nach dem Jahr 2025 sichergestellt. Die Verknüpfung wirkt sich insgesamt positiv 
auf die Schweizer Wirtschaft aus19.

Die rund 70 Betreiber von Anlagen, die am EHS teilnehmen, haben weiterhin Zugang zum liquiden und 
transparenten europäischen Emissionshandel und unterstehen vergleichbaren Wettbewerbsbedingun-
gen wie ihre Konkurrenten in der EU. Durch die Reduktion der kostenlosen Zuteilung von Emissions-
rechten, bedingt durch die Anpassung der Benchmarks, können die Kosten für den Kauf von Emissions-
rechten steigen. Je nach verwendeten Energieträgern könnten sich diese Kosten gemäss Schätzungen 
des BAFU um zwischen rund 30 und 200 Prozent erhöhen. Dabei ist aber zu berücksichtigen, dass 
Unternehmen, die ihre Treibhausgasemissionen in den vergangenen Jahren bereits reduziert haben, gar 
nicht oder zumindest nicht im gleichen Ausmass von steigenden Kosten betroffen sein werden. 

Die EU reduziert zudem in ihrem EHS die kostenlose Zuteilung für Waren, die dem CBAM unterstehen, 
im Zeitraum 2026 bis 2034 schrittweise auf null. Ab 2034 tragen damit die Verursacher von Treibhaus-
gasemissionen die vollen Kosten für die benötigten Emissionsrechte. Der Nachvollzug dieser Entwick-
lungen durch die Schweiz, gestützt auf das revidierte CO2-Gesetz, betrifft vor allem die Produktion von 
Zement, Stahl und Aluminium. Jene Unternehmen, die von der schrittweisen Aufhebung der kostenlosen 
Zuteilung betroffen sind, müssen bei gleichbleibenden Produktionsmengen und -methoden künftig in 
zunehmendem Umfang Emissionsrechte zukaufen oder schneller dekarbonisieren. Dies kann, in Abhän-
gigkeit von den eingesetzten Technologien, zu höheren Produktionskosten in diesen Sektoren führen. 
Für die Zementproduktion beziffert eine von der Branche veröffentlichte Studie20 die Kostenerhöhungen 
auf rund 40 Franken pro Tonne Zementklinker im Jahr 2030. Auch das Carbon-Leakage-Risiko gegen-
über Staaten ohne CO2-Bepreisung könnte in den betroffenen Sektoren steigen. Demgegenüber steht, 

19 Ecoplan (2016): Auswirkungen eines EHS-Linkings Schweiz-EU für den stationären Bereich.
Infras (2016): Auswirkungen eines EHS-Linkings für den Bereich Luftfahrt – Aktualisierung für die Schweiz

20 Abgeleitet aus Polynomics (2024): Nicht-Einführung des CBAM – Folgen für Zementindustrie und Umwelt
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dass Waren mit Ursprung in der Schweiz, wegen der Verknüpfung der beiden EHS der Schweiz und der 
EU, vom EU-CBAM ausgenommen sind. 

Luftfahrzeugbetreiber sind durch das Auslaufen der kostenlosen Zuteilung von Emissionsrechten bis 
2026 gemäss dem revidierten CO2-Gesetz einer deutlich höheren finanziellen Belastung ausgesetzt. 
Dies wird durch die Einführung einer Beimischpflicht für erneuerbare und emissionsarme Flugtreibstoffe 
gemäss Artikel 28f des revidierten CO2-Gesetzes noch verstärkt. Der hier eingeführte Artikel zur Förde-
rung des Verbrauchs von erneuerbaren oder emissionsarmen Flugtreibstoffen führt zu einer – wenn-
gleich geringfügigen – Entlastung der betroffenen Betreiber, im Gleichschritt mit der EU.

Betreiber von Luftfahrzeugen, die eine kostenlose Zuteilung für den Verbrauch von erneuerbaren und 
emissionsarmen Flugtreibstoff beantragen wollen, verwenden dazu den jährlichen Monitoringbericht und 
haben diesbezüglich keinen Mehraufwand.

Bei den betroffenen Unternehmen handelt es sich grossmehrheitlich um Unternehmen, die einem Kon-
zern angehören und nicht um KMU, daher gibt es keine spezifischen Vereinfachungen für KMU. Die 
Verfahren über die Teilnahme am EHS sollen elektronisch über die Informations- und Dokumentations-
systeme des BAFU durchgeführt werden und somit schlanker werden. Mit der Revision des CO2-Geset-
zes und mit dem KlG, welche beide am 1. Januar 2025 in Kraft getreten sind, wurden die gesetzlichen 
Grundlagen der Klimapolitik weiterentwickelt, um die Reduktionsziele der Schweiz bis 2030 erreichen zu 
können und um die langfristigen Ziele zu setzen. Im Rahmen dieser Legislativprojekte und auch im Rah-
men der Arbeiten zur abgelehnten Totalrevision des CO2-Gesetzes für die Zeit nach 2020 wurden die 
bestehenden Instrumente der Klimapolitik auf ihre Effektivität und Effizienz vertieft geprüft und ange-
passt. Im Rahmen dieser Revision werden daher keine weiteren Instrumente optimiert oder aufgehoben 
(Prüfpunkte gemäss Art. 4 Abs. 1 Bst. a, c und d Unternehmensentlastungsgesetz [UEG]21).

Die Änderung von Anhang 3a erhöht die Zielgenauigkeit des Kompensationsinstruments, indem sie die 
Anreizstruktur an heutige Marktbedingungen anpasst. Gleichzeitig könnten ältere Projekte bei einer er-
neuten Validierung weniger Bescheinigungen erhalten, was zu Mehrkosten führen kann.

4.4 Auswirkungen auf die Gesellschaft
Die Finanzierung der Reservekraftwerke erfolgt gemäss WResV über das Netznutzungsentgelt, das von 
der Netzgesellschaft Swissgrid erhoben wird. Dieses Entgelt wird von den Stromversorgern an die End-
verbraucherinnen und -verbraucher weitergegeben. Somit tragen die Konsumentinnen und Konsumen-
ten die Kosten für den Einsatz der Reservekraftwerke in kritischen Versorgungssituationen. 

Die genaue Höhe der Mehrbelastung, die sich durch die Anpassung bei der Teilrückerstattung der CO2-
Abgabe für Betreiber von fossil-thermischen Kraftwerken ergibt, lässt sich nicht beziffern, da unklar ist, 
ob und wie häufig es zu einem Abruf von Reservekraftwerken kommen wird. Im Jahr 2023 hätten sich 
die zusätzlichen Kosten bei einem entsprechenden Betrieb auf rund 580'000 Franken belaufen.

5 Verhältnis zum internationalen Recht 

21 SR 930.31
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Die vorgeschlagenen Verordnungsänderungen sind mit den internationalen Verpflichtungen, namentlich 
mit dem Abkommen zwischen der Schweiz und der EU zur Verknüpfung ihrer jeweiligen EHS, kompati-
bel. Durch die geplante Anpassung der CO2-Verordnung bezüglich EHS wird sichergestellt, dass die 
reibungslose Umsetzung dieses Abkommens im Einklang mit den ab 2026 geltenden Regelungen in der 
EU gewahrt werden kann. Durch die Angleichung der Regelung an jene des EHS der EU bestehen keine 
höheren regulatorische Anforderungen als bei vergleichbaren Regulierungen im Ausland 
(Art. 4 Abs. 1 Bst. b UEG).

6 Datenschutz
Mit den vorgeschlagenen Verordnungsänderungen werden keine zusätzlichen Daten aktiv publiziert.


